
Ist eIne  
energIewende 
VolkswIrtschaft-
lIch sInnVoll?

Wir wollen Vollbeschäftigung, steigende Einkommen und eine ge-
sunde Umwelt auf einem endlichen Planeten. Sind alle diese drei 
Ziele erreichbar, oder gibt es Spannungen, sodass wir uns zwischen 
den Zielen entscheiden müssen? Die Herausforderung besteht da-
rin, ob es uns gelingt, dieses Trilemma zu lösen oder ob wir uns 
mit Teilerfolgen auf Kosten eines oder mehrerer Ziele beschränken 
müssen. 

Die schnelle Antwort bietet wenig Ermutigung. Erstens, wir haben 
noch nie eine Phase längeren, kräftigen wirtschaftlichen Wachstums 
gehabt, ohne dass gleichzeitig Energieverbrauch, CO2-Emissionen, 
Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen gestiegen wären. Und 
zweitens, haben wir noch nie eine Phase der stagnierenden oder der 
rückläufigen Wirtschaftsleistung gehabt, in der nicht gleichzeitig die 
Arbeitslosigkeit gestiegen ist. Die Folge: wir müssen uns entschei-
den zwischen dem Beschäftigungsziel (die Arbeitslosigkeit vom 
– besonders in Europa – derzeitigen hohen Niveau zu reduzieren) 
und dem Umweltziel, die Klimaerwärmung in halbwegs erträgli-
chen Grenzen – z. B. bei + 2 Grad bis zur Jahrhundertwende – zu 
halten.
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Relative Entkoppelung:  
Ressourcen/Produktion

Ein genauerer, zweiter Blick gibt etwas mehr Hoffnung. Der 
Zusammenhang zwischen Wachstum und Anstieg des Ener-
gieverbrauchs war schon einmal enger. 

• am Beginn der Industrialisierungsphase war wirtschaftliches 
Wachstum mit überdurchschnittlich steigendem Energiever-
brauch verbunden;

• dann kam eine Phase mit Parallelität – bei ungenügender Ver-
fügbarkeit von Statistiken schätzte man sogar die Produktion 
wegen der leichter verfügbaren Zahlen mittels des Energiever-
brauchs;

• jetzt haben wir eine „relative“ Entkoppelung in Industrielän-
dern. Relativ heißt, dass für je 1 % Wachstum der Wirtschafts-
leistung der Energie-, Rohstoff- und Materialverbrauch um 
weniger als 1 % steigt, etwa zwischen 0,5 % und 0,9 %. 

Relative Entkoppelung ist ein kleiner Erfolg. Man darf auch nicht 
zu viel nachrechnen, etwa ob nicht zusätzlicher Energieverbrauch in 
importierten Vorprodukten versteckt wird (carbon leakage). Aber 
ein unterproportionales Wachstum des Ressourcenverbrauchs rela-
tiv zur Wirtschaftsleistung ist ein kleiner Fortschritt. Andererseits 
ist relative Entkoppelung nicht genug, wenn Klimatologen uns vor 
die Alternative stellen, ob sich die Erde bis zum Ende des Jahrhun-
derts um 2 Grad oder um 5 Grad erwärmen soll. Bei 2 Grad müssen 
wir auf Schisport in Hinterstoder verzichten, bei 5 Grad müssen wir 
Schulskikurse auf kleine Gletscherreste verlegen. Und um den Tem-
peraturanstieg auf 2 Grad zu beschränken, müssen wir den Ausstoß 

der Treibhausgase um 80 % reduzieren und zwar jetzt beginnend. 
Und bitte keine Einwände, dass der Winter ohnehin kalt war, dass 
Klimawandel keineswegs sicher ist, und wenn schon, dann nicht 
vom Menschen verursacht.

Wir brauchen absolute Entkoppelung: steigende Wirtschaftsleis-
tung mit absolut sinkendem Ressourcenverbrauch. Und nicht ge-
kleckert, sondern geklotzt. Minus 50 % vom fossilen Energiever-
brauch bei plus 20 % Wachstum in einem Jahrzehnt. Eine Relation 
in dieser Größenordnung wäre notwendig.

Relative Entkoppelung:  
Arbeitsmarkt/Produktion

Bevor wir überlegen, ob das möglich ist, blicken wir auf den Ar-
beitsmarkt. Hier war das Gesetz in Stein gemeißelt, dass jedes Jahr 
die gleiche Produktion mit 2–3 % weniger Arbeitskräften erzeugt 
werden kann, „Okun´s law“ oder steigende Arbeitsproduktivität 
hatte das geheißen. Daraus wurden „Wachstumsschwellen“ abge-
leitet (Aiginger et al., 2006): Solange die Wirtschaft nicht um 2 % 
wächst, kann die Beschäftigung nicht steigen, solange sie nicht um 
3 % steigt, geht die Arbeitslosigkeit nicht zurück. Wir brauchen stei-
gende Produktion (und bekommen höhere Einkommen), aber der 
Anstieg kann etwas flacher sein.

Auch hier lassen die Gesetze mit sich handeln. Das Wachstumstem-
po beträgt im ersten Jahrzehnt dieses Jahrtausends und besonders 
seit der Finanzkrise nur 1–2 %, entsprechend ist die Arbeitslosen-
rate in Europa Richtung 12 % gestiegen. Die Beschäftigung sinkt 
jedoch nicht so deutlich, sie ist heute in vielen Ländern höher als 
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2000. Die „Wachstumsschwellen“ sind also niedriger als zu Okuns 
Zeiten, schon ab einem Wachstum von 1 % oder knapp darüber ist 
die Beschäftigung stabil und ab 2 % steigt die Arbeitslosigkeit nicht 
weiter an, der arbeitssparende technische Fortschritt ist also gesun-
ken. Eine relative Entkoppelung der anderen Art. 

Wie wurde hier entkoppelt? (i) Weniger Investitionen, sodass der 
technische Fortschritt abgeschwächt wird, (ii) mehr Teilzeit, (iii) 
schwache Lohnsteigerungen. Nicht alle diese Dinge sind erfreu-
lich und absolute Entkoppelung würde wesentlich mehr von die-
sen Faktoren erfordern: Verzicht auf Konsumwünsche oder starke 
Umverteilung der Arbeitszeit und der Einkommen oder sinkende 
Pro-Kopf-Einkommen.

Die Herkulesaufgabe steht bevor

Wir wollen auch darüber hinweg sehen, dass die beiden relativen 
Entkoppelungen nur für Industriestaaten gelten. In China sind 
Wachstumsraten über 5 % nötig, um Beschäftigung zu schaffen, 
und Energieverbrauch und Produktion steigen noch parallel und 
die Umweltbelastung steigt überproportional mit dem derzeitigen 
Wachstum. Der Punkt ist: Relative Entkoppelung im Energie- und 
Ressourcenverbrauch ist nicht genug und besonders ungenü-
gend, wenn sie nur in einem Teil der Länder stattfindet. Wenn der 
CO2-Gehalt in der Atmosphäre sinken soll, muss es absolute Ent-
koppelung geben und, wenn man davon ausgeht, dass die Länder 
mit dem größten Verbrauch und den besten technologischen Mög-
lichkeiten vorangehen müssen, dann muss es in Industriestaaten 
eine deutliche absolute Entkoppelung zuerst geben. 

Entweder steigende Beschäftigung bei sinkender Wirtschaftsleis-
tung oder sinkender Ressourcenverbrauch bei steigender Wirt-
schaftsleistung. Beides gibt es bisher nicht großflächig. Kleine Er-
folge in engen Bereichen waren im Ressourcenbereich möglich. 
Schwefeldioxid – ein zunächst vielbeachteter Schadstoff – wird 
absolut weniger emittiert, obwohl die Einkommen sich seit 1970 
verdoppelt haben. FCKW – ein Klimakiller der ersten Stunde – ist 
absolut reduziert. Aber Erfolge bei einem Schadstoff wurden durch 
höhere Emissionen bei anderen erkauft und absolute Erfolge bei ge-
gebenem Produkt (z. B. Treibstoffverbrauch je PS des Autos oder 
Heizungskosten pro m2 Wohnfläche) wurden durch stärkere Autos 
und größere Wohnflächen zunichte gemacht (rebound effekt).

Was es in Wirklichkeit noch nicht gibt – absolute breite Entkop-
pelung – kann in Strategien entwickelt und – in Grenzen – in Mo-
dellen simuliert werden. Die Energiestrategie der EU sieht vor, den 
CO2-Ausstoß bis 2050 um 80 % zu reduzieren. Für den Energiever-
brauch ist der Rückgang geringer, da erneuerbare Energien fossile 
Energien ablösen. Schleicher und Köppl (2013) zeigen, dass die Re-
duktion um 80 % erreichbar ist, wenn der Anteil der erneuerbaren 
Energie um ein Drittel steigt und die Energieeffizienz um 50 %.

Aber leicht ist diese Reduktionsstrategie nicht, da die Entwick-
lung erneuerbarer Energie auch Zeit und Forschung braucht, ihre 
Einführung auch materielle Investitionen benötigt, ihr Einsatz Ne-
beneffekte hat – wie die Nutzung der Biomasse (für Treibstoffe) 
für die Nahrungsmittelpreise gezeigt hat. Aber die Modelle zeigen, 
dass eine absolute Entkoppelung nicht nur denkbar ist, wenn alles 
richtig gemacht wird. Der Staat gibt der Energiewende eine hohe 
Priorität, Innovationen werden stark forciert, u.a. um die Energie-
effizienz zu steigern, das Preissystem wird eingesetzt, um Druck zu 
machen, Emissionen werden mit einer Abgabe belegt etc. Grünes 
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Wirtschaftswachstum ist möglich: Investitionen in die Umstellung 
des Energiesystems und in eine ökologische Wirtschaft können 
das Wachstum, das durch verschiedene andere Faktoren in Indus-
trieländern ohnehin zurückgeht, sogar stützen und Beschäftigung 
schaffen ( Jaeger et al., 2011). Allerdings bei enormen Anstrengun-
gen, permanenter strategischer Politik und z. B. bei einem Preis für 
CO2-Emissionen von 200 Euro – 300 Euro pro Tonne – heute liegt 
er bei 5 Euro und energieintensive Produktionen sind ausgenom-
men.

Themen springen in Realpolitik

Umweltpolitik und Energiesparen haben immer nur vorübergehend 
Priorität. Dann drängen andere Ziele an die Spitze der Agenda.

Eines ist Schaffung von Beschäftigung: Das muss kein Widerspruch 
zu ökologischen Zielen sein, da die Energiewende Beschäftigung 
schaffen kann und green jobs entstehen. Aber nicht alle glauben das 
und auch nicht immer stimmt es. Green jobs entstehen in anderen 
Sparten und Berufen als in jenen, in denen Jobs verloren gehen. Der-
zeit sind green jobs nicht immer gut bezahlt. Ein Grund dafür ist, 
dass sie in eher naheliegenden Bereichen (z. B. Biolandwirtschaft) 
geschaffen werden und weniger im Bereich der Hochtechnologie. 
Und mit dem Argument der Beschäftigungssicherung werden auch 
ineffiziente, stark verschmutzende Stahlwerke in Süditalien weiter-
geführt (die kein Geld haben, in neue Technologien zu investieren).

Dann ist das Argument der Carbon leakage. Wenn wir hohe Auf-
lagen und hohe Energiepreise haben, dann wandert die energie- 
und CO2-intensive Produktion in die Länder ab, die niedrigere 

Umweltstandards verlangen und billige Energie haben. Die Gesamt-
emissionen steigen.

Industrieländer haben sinkende Industriequoten und in der Krise 
gibt es Evidenz, dass Länder mit stark sinkenden Industriequoten 
und hohen Handels- und Leistungsbilanzdefiziten sich langsamer 
erholen (Griechenland, Spanien, Portugal, Italien, Frankreich).

Das aktuellste Argument gegen eine anspruchsvolle Umwelt- und 
Energiepolitik sind die sinkenden Energiepreise in den USA. Durch 
die Entdeckung und Nutzung von Gas (und Öl) in Schieferformati-
onen und neue Gewinnungstechniken (Shale gas & fracking) sind 
die Gaspreise in den USA auf ein Drittel gesunken und die USA 
sehen eine reelle Chance, erstens ihren verkleinerten Industriesek-
tor wieder anzukurbeln (Reindustrialisierung) und zweitens ein 
Energieexporteur zu werden. Durch Gas verdrängte Kohlevorräte 
werden am Weltmarkt verkauft, drücken die Preise und machen 
die Entwicklung von Alternativenergien unwirtschaftlich. Die eu-
ropäische Industrie drängt ebenfalls auf niedrige Energiepreise und 
wehrt sich gegen CO2-Kosten und will die höheren Kosten der Al-
ternativenergien nicht tragen.

Konsumenten in Deutschland stöhnen über die hohen Energieprei-
se, die angesichts schwacher Lohnentwicklung die Konsummög-
lichkeiten weiter beschränken. Energiepolitik verlagert langsam 
ihren Schwerpunkt von der Verlagerung der Energieträger auf die 
Sicherung der Versorgung. Von „grünen“ Zielen zurück zu den „al-
ten grauen“ Zielen (niedrige Preise, Versorgungssicherheit).
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Die strategisch richtige Antwort

Die Wirtschaftspolitik reagiert auf komplexe vielschichtige Proble-
me mit Reaktionen auf Teilaspekte: Arbeitsmarktpolitik soll Voll-
beschäftigung sichern, Industriepolitik soll den Industrieanteil er-
höhen, Umweltpolitik soll den CO2-Ausstoß dämpfen. Wenn jede 
dieser Politiken ihre eigenen Ziele verfolgt und die der anderen 
Politiksparten ignoriert, dann ist die einzelne Politik teuer und das 
Gesamtergebnis unbefriedigend.

Nehmen wir das Beispiel sinkender Energiepreise in den USA 
durch Schiefergas und seine Nutzung zur Reindustrialisierung der 
USA. Die europäische Industrie ist besser aufgestellt. Ihr Gewicht 
in der Volkswirtschaft ist höher, es ist weniger gesunken als in den 
USA, der Weltmarktanteil europäischer Exporte ist stabiler und 
höher, Europa hat kein Handelsbilanzdefizit. Und Europa hat eine 
Industriestrategie entwickelt (siehe EU-Kommission, 2010), die 
in der Industriepolitik Innovationsanstrengungen, Standards und 
Patententwicklung in den Mittelpunkt stellt. Sieben Schlüsseltech-
nologien wurden für Europa definiert, in denen starkes Wachstum 
erwartet wird und eine starke Position Europas gegeben ist, und 
Nachhaltigkeit wurde als europäische Kernkompetenz definiert. 
Europa kann auf Stärken aufbauen, es hat einen Handelsbilanzüber-
schuss bei technolgiegetriebenen Waren, die USA ein Defizit. 

Dennoch gibt es steigende Klagen, dass energieintensive Industri-
en in Europa wegen der hohen Energiekosten und Umwelt auflagen 
(und ev. Kosten für CO2, sollte sich dieser Markt je wieder erholen) 
ihre Konkurrenzfähigkeit verlieren könnten. Zwar werden energie-
intensive Betriebe wenn überhaupt eher in Entwicklungsländer 
verlagert werden und die meisten gehandelten Güter haben di-
rekte Energiekosten von nur 1 %, aber es ist dennoch wichtig, die 

Konkurrenzfähigkeit dieses Sektors zu stützen. Eine naheliegende 
Reaktion ist es zu versuchen, die niedrigen Energiekosten in den 
USA zu kopieren: Das ist erstens nicht ganz möglich, weil die USA, 
die immer billigere Energie hatten, bei der Produktion durch die 
geringe Bevölkerungsdichte begünstigt sind, zweitens nicht not-
wendig, weil die US Industrie viel energieintensiver ist. Aber es ist 
auch wichtig, den Anstieg eines Kostennachteils zu beachten. Ein 
niedriger Energiepreis auch für Europa würde allerdings eine Been-
digung der Strategie in der europäischen Industriepolitik bedeuten, 
Nachhaltigkeit als Kernelement zu definieren. Die Alternative zu 
billigerer Energie wäre, einen anderen Kostenfaktor billiger zu ma-
chen, der den Nachteil bei den Energiekosten ausgleicht. Forschung 
und Innovation sind der erste Kandidat dafür. Forschungsausgaben 
in Europa sind niedriger als in den USA, das Innovationssystem ist 
weniger firmennahe und Grundlagenforschungsergebnisse werden 
langsamer umgesetzt, Firmengründungen an Universitäten und 
Risikokapital sind knapp. Das Bildungssystem produziert zu wenig 
Facharbeitskräfte und Techniker. Insgesamt sind Ausgaben in den 
meisten Industrien für Forschung und Ausbildung in den USA viel 
höher als in Europa, so dass eine Inputsteigerung oder eine Effizienz-
verbesserung rasch einen größeren Kostenvorteil ergibt als billige 
Energie. Und wenn man dann noch dazu rechnet, dass eine Politik, 
die auf billiger fossiler Energie beruht, Folgekosten (Klimawandel) 
mit sich bringt, dann wird das Bild vollständig. Eine Industriepoli-
tik, die billige Energie zum Schwerpunkt macht, ist langfristig teuer 
und wird wenige Exporterfolge bringen. Eine Industriepolitik, die 
auf Exzellenz in Forschung und Ausbildung beruht, wird rasche Ex-
porterfolge bringen, die von Entwicklungsländern nicht leicht „an-
gegriffen“ werden können. Eine Energiepolitik, die fossile Energie 
billig macht, erzeugt Folgekosten, eine andere Politiksparte muss 
dann für Verringerung der Treibhausgase sorgen (im Wohnbau, im 
Verkehr). Eine Energiepolitik, die Energieeffizienz und erneuerbare 



20

Ist eIne  
energIewende 
volkswIrtschaft-
lIch sInnvoll?  
Karl 
aiginger

dIe energIewende ist nicht zu stoppen! 21

Ist eIne  
energIewende 

VolkswIrtschaft-
lIch sInnVoll?  

karl 
aiginger

Technologien forciert, reduziert die Treibhausgase und eröffnet der 
Industrie Exportmöglichkeiten, die von Billiglohnländern nicht 
leicht kopiert werden können. Und der Beschäftigungseffekt von ei-
nem Euro staatlicher Intervention ist ebenfalls größer. Und markt-
konformer ist es auch, externe Effekte in der Forschung auszuglei-
chen als eine Energiequelle zu subventionieren, die externe Kosten 
hat und deren Subvention größer ist, weil die Kosten der Explorati-
on in einem anderen Kontinent niedriger sind.

Eine systemische Politik ist nötig

Zusammenfassend stehen wir vor einer schwierigen Aufgabe. Wir 
wollen steigende Einkommen (der Medianlohn in Österreich liegt 
bei 1800 Euro im Monat, in Bulgarien bei 250 Euro). Es wird be-
klagt, dass es working poor gibt, die trotz Beschäftigung von Armut 
betroffen sind. Wir wollen sinkende Arbeitslosigkeit und wir wollen 
die Erwärmung der Erde auf + 2 Grad beschränken.

Es gab in der Vergangenheit keine Periode in der bei wachsender 
Wirtschaftsleistung der Ressourcenverbrauch gesunken ist und kei-
ne Periode in der bei stagnierender Wirtschaft Vollbeschäftigung 
erhalten werden konnte. Es gibt nur kurze Phasen sinkenden Öl-
verbrauchs (nach starkem Preissprung) und Erfolge bei einzelnen 
Schadstoffen (Schwefel, FCKW).

Allerdings gibt es Strategien, die den Wachstumspfad so gestal-
ten können, dass der arbeitssparende technische Fortschritt ge-
ringer und der ressourcensparende höher wird. Und das Ziel, die 
CO2-Emissionen um 80 % zu reduzieren, kann erreicht werden, 
wenn der Anteil der erneuerbaren Energien um ein Drittel steigt 

und die Energieeffizienz um 50 %. Das erfordert entschiedene und 
radikale Umstellungen im Steuersystem (Senkung der Steuern auf 
Arbeit, Erhöhung der Besteuerung von Ressourcen). Es bedarf 
staatlicher Innovationspolitik (mehr und an gesellschaftlichen Pri-
oritäten ausgerichtet), es bedarf hoher Preise von Emissionen, der 
Umstellung in den Wertesystemen, der Konsumgewohnheiten, etc. 
Alle diese Umstellungen sind denkbar, und Modelle ergeben, dass 
sie das Ursprungstrilemma lösen können. Ein Wachstumspfad (mit 
einem Einkommenswachstum das wohl geringer ist als in der Ver-
gangenheit) soll erreicht werden bei absolut sinkendem Ressour-
cenverbrauch und höherer Beschäftigung als heute. Die Radikalität 
der Aufgabe macht aber große Anstrengungen notwendig, etwa 
deutlich höhere Forschungsausgaben und einen deutlich höheren 
CO2-Preis.

Und das Wichtigste: die Teilpolitiken müssen zusammenpassen. Es 
darf nicht ein Teil der Politik anstreben, Arbeitsplätze um jeden Preis 
zu schaffen (auch wenn sie den CO2-Ausstoß erhöhen) und ein ande-
rer Teil Technologien forcieren, die fossilen Energieverbrauch stei-
gern, weil das billiger ist. Eine systemische Politik, in der die Haupt-
ziele der Gesellschaft in allen Politikbereichen ihren Niederschlag 
finden, kann das komplexe Problem lösen. Wenn jeden Augenblick 
ein anderes Problem Priorität hat und die Politiken unterschied-
liche Ziele verfolgen, sind sie teuer und ineffizient. Und wir werden 
wählen müssen zwischen stagnierenden Einkommen und gesunder  
Umwelt oder zwischen Vollbeschäftigung und Klimawandel.
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Österreich als Labor  
für europäische Strategien

Das Projekt WWWforEurope versucht, eine Strategie zu skizzieren, 
bei der die Herausforderungen – Einkommen, Vollbeschäftigung, 
Nachhaltigkeit – systemisch und ökonomisch effizient bewältigt 
werden. Es ist ein Projekt zur Entwicklung eines Wachstumspfades 
mit sozialen und ökologischen Zielen. Es wurde von der General-
direktion Research & Innovation der Europäischen Kommission 
ausgeschrieben, vom WIFO gemeinsam mit 32 Partnern als Vier-
jahresprojekt konzipiert und im Rahmen einer kompetitiven inter-
nationalen Ausschreibung gewonnen. Österreich kann im Kleinen 
eine gewisse Modelfunktion erreichen, wenn es Umweltziele noch 
stärker mit Beschäftigungs- und Innovationszielen verbindet. Die 
österreichische Industrie hat sich als relativ stabil erwiesen, sie 
hat einen erfolgreichen Sektor der Umwelttechnologie entwickelt 
und der Anteil erneuerbarer Energie ist relativ hoch. Da Vorreiter 
wahrscheinlich höhere Erträge als Kosten haben, Nachzügler aber 
jedenfalls höhere Kosten, ist eine ambitionierte Vorreiterstrategie 
ein volkswirtschaftliches und betriebswirtschaftliches Ziel. 
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